
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 08.11.2023 
Fachbereich: Bauliche Infrastruktur 
Aktenzeichen: 043/610-13 

Vorlage: 043/2023/0080-1 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Ortsbeirat Nierstein-Schwabs-
burg 

05.12.2023 5 Öff.    

Stadtrat Nierstein 11.12.2023 4 Öff.    

 
    

 
Stadt Nierstein; Bebauungsplan "Rhein-Selz-Park, Ost"; Hier: Leistung von außerplanmäßi-
gen Auszahlungen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die im Zusammenhang mit dem Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan-
verfahren „Rhein-Selz-Park, Ost“ stehenden außerplanmäßigen Auszahlungen gemäß § 100 GemO an 
das Stadtplanungsbüro Jestaedt & Partner aus Mainz in Höhe von EUR 37.225,73 im Haushaltsjahr 
2023.  
 

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 043/51110.562550 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von : 37.225,73 € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Raatz) 
Haushaltsachbearbeiterin 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Hildebrandt)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 

 
 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Im Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park, Ost“ sind im Zeitraum vom Februar 
2021 bis Oktober 2023 zusätzliche Honorarkosten nach der Verordnung über die Honorare für Archi-
tekten und Ingenieurleistungen (HOAI) entstanden, die durch das Leistungsbild der Grundleitungen zu 
einem Bebauungsplan nicht abgedeckt werden und in Folge dessen nach den besonderen Leistungen 
angebots- und auftragsgemäß abgerechnet werden müssen. 
 
Begründet ist der honorarmäßige Mehraufwand durch 
 
- zahl- und umfangreiche Besprechungstermine sowie deren Protokollpflichten,  
- der Fertigung von städtebaulichen Konzepten, die Grundlage des Bebauungsplanes sind, 
- der Auswertung aus dem Verfahren der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Trägerbeteiligung,  
- der ausführlichen Koordination und Betreuung der zahlreichen Fachplanungen/Gutachten,  
- der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung auf Grundlage eines neuen Praxisleitfadens, 
- der Planung der Verkehrsanlagen.  
 
Im Ergebnis waren zur Sicherstellung einer fachgerechten und rechtssicheren Abwägung zusätzliche 
Honorarleistungen notwendig und begründet, deren außerplanmäßige Auszahlung des Beschlusses 
des Stadtrates bedarf (§ 100 GemO). 
 
 
 
 
 
  
 
 


